LAG Wissenschaftspolitik der PDS Berlin

Anmerkungen zur Erarbeitung eines neuen Berliner Hochschulgesetzes

1. Warum diese Novellierung? - Aus Erfahrungen lernen!

a. Strukturprobleme der hochschulischen Selbstverwaltung angehen

Die mit den Hochschulverträgen diskutierten strukturellen Veränderungen sowie die Umsetzung der Studiengangsreform hin zu gestuften Abschlüssen haben in den Hochschulen erneut ein Steuerungsproblem deutlich sichtbar gemacht. Während die ministeriale Ebene Kompetenzen abgibt (Akkreditierung) bzw. Steuerungsfunktionen kaum noch wahrnehmen kann (Berufungen)oder Kompetenzen an die parlamentarische Ebene abgibt (Hochschulverträge), hat sich gezeigt, dass die Hochschulen v.a. die großen Universitäten den ihnen übertragenen Kompetenzen kaum gewachsen sind. Das liegt nur zum Teil an der Geschwindigkeit, mit der Reformen von politischer Seite durchgesetzt wurden. 

Vor allem haben die Hochschulen das strukturelle Problem, Interessen der Nachfragerseite (Studierende, gesellschaftliches Umfeld-Wirtschaft, Verwaltung, Bildungsträger) ungenügend einzubeziehen. Die Experimentiersatzungen an FU und HU haben das inneruniversitäre Machtgefüge zugunsten von Präsidien und Dekanen verschoben. Aber auch ohne Experimentiersatzungen (z.B. TU) zeigt sich, dass die Hochschulen kaum mit den ihnen übertragenen Kompetenzen umgehen können. Zu groß sind die Eigeninteressen der Präsidien und der ProfessorInnen, die Drittmittelorientierung, eigene kommerzielle Projekte und nicht zuletzt den s.g. Exzellenz-Wettbewerb der Hochschulen in den Mittelpunkt stellen. Zu leiden haben unter dieser Politik die restlichen Angestellten der Hochschulen, die Studierenden und die alimentierende Gesellschaft. Es ist also notwendig, die Präsidien nicht nur wählen zu lassen, sondern sie einer stärkeren demokratischen Kontrolle in der praktischen Arbeit zu unterziehen und zu dem zu machen, was sie eigentlich sein sollten: angestellte Dienstleister für alle Mitglieder der Hochschule, die die Impulse aus den gewählten Gremien umsetzen und diese in transparenten Prozessen nach außen vertreten.

Wissenschaft und Hochschulbildung ist im besten Falle Teamarbeit, an der alle Statusgruppen teilnehmen. Dies spiegelt sich in der Gremienstruktur bisher nicht wieder. Ebenso halten wir die Ansprüche der Gesellschaft, die die öffentlichen Hochschulen finanziert, für unzureichend berücksichtigt und wollen einen stärkeren Einbezug außerhochschulischer Akteure in hochschulpolitische Strukturentscheidungen im neuen Hochschulgesetz verankern.  

Wir haben uns deshalb vorgenommen, die Gremienstruktur der Hochschulen demokratischer zu gestalten und hochschulpolitische Entscheidungsprozesse von der Nachfragerseite aus  zu demokratisieren: von Seiten der Gesellschaft (Hochschulverträge im Abgeordnetenhaus, leistungsbezogene Mittelvergabe und Leistungsberichte, Wissenschaftskonvent) und von Seiten der Hochschulmitglieder (viertelparitätische Gremienstruktur des Grundordnungsgremiums, evtl. Berliner Wahlmodell?, Abwahlmöglichkeit der Präsidiumsmitglieder). Die Kompetenzverteilung zwischen Senatsverwaltung und Hochschulen ist genauer als bisher abzustecken, wobei den Hochschulen eine Organisationsautonomie im Rahmen der erwähnten innerhochschulischen Machtbalance einzuräumen ist.  Ein durchnormiertes Grundmodell im Gesetz sollte die Gremien gegenüber den Exekutivorganen stärken.

Die Struktur der Kuratorien neuer Art ist zu überdenken und sollte neu geregelt werden. Vor allem die Verfahren zur Berufung der externen Mitglieder sind kritisch in den Blick zu nehmen, da kaum eins der Berliner Kuratorien die richtungsweisenden Beschlüsse angemessen fällen konnte, die ihm übertragen waren. Hier sind gesetzliche Vorschriften nötig.

b. Reform der Studiengänge gesetzlich einrahmen

Die Umstellung auf die gestuften Abschlüsse ist in vollem Gange und verläuft zu großen Teilen nicht im Interesse der Nachfrager nach diesen Studiengängen, der Studierenden und der öffentlichen wie privaten Arbeitgeber. Ursache ist vor allem das für diese Nachfrager  ungünstige innerhochschulische Kräfteverhältnis (s.o.), aber auch der ungeklärte politische Gestaltungsanspruch der Wissenschaftspolitik der Stadt. Mit der Erarbeitung des BerlHG soll auch entschieden werden, welche gesetzlichen Vorgaben und Grenzen der Gesetzgeber der neue Studiengangsstruktur setzt.

Viele Studiengänge sind schlecht studierbar, Wahlmöglichkeiten werden eingegrenzt statt erweitert, teilweise sind die Studiengänge nicht schlüssig aufgebaut. Viele dieser eklatanten Qualitätsmängel sind hoffentlich als Anlaufschwierigkeiten abzuhaken, auch wenn Studierende wie Lehrende darunter massiv leiden.

Für die gesetzliche Regelung halten wir jedoch folgende Punkte für wichtig:

-Die Klassifizierung der Master nach konsekutiv, Aufbau- und Weiterbildungsstudiengängen hat sich bewährt und sollte modernisiert und fortgeschrieben werden. Nur Weiterbildung ist mit Gebühren belegbar.

-Akkreditierungsverfahren  sollten im Gesetz vorgeschrieben und spezifiziert werden, ohne die Senatsverwaltung von ihrer Prüfungspflicht zu entbinden.

-Modularisierung sollte im Gesetz genauer spezifiziert und verbindlich vorgeschrieben werden. Sinn der Einteilung des Studiums in Module ist es, Durchlässigkeit zischen Studiengängen und Hochschulen zu gewähren und nicht, die Abbrecherquoten zu erhöhen!

-Die Kapazitätsverteilungen bei gestuften Studiengängen sind so zu gestalten, dass Studierende mit Bachelorabschluss einen konsekutiven bzw. Aufbau-Master in Berlin studieren können

-ECTS sind als Abbildung für den Arbeitsaufwand der Studierenden im Gesetz zu beschreiben 

-Diplom- und Magisterstudiengänge sind als Möglichkeit im Gesetz zu erhalten

c. Studiengebühren verbieten/ Teilzeitstudium entdiskriminieren/Studienbedingungen verbesser

Die PDS lehnt Studiengebühren wie Studienkonten, die eine Gebührenkomponente beinhalten ab. §11 BerlHG ist zu übernehmen. Um Studienzeiten zu verkürzen, wollen wir das Recht auf ein studierfähiges Studium im Gesetz verankern. Dieses soll die Hochschulen dazu anhalten, bei Workload, Terminplanungen, Prüfungsabläufen und Serviceangeboten verstärkt auf Studierfähigkeit zu achten. Andererseits sind die Studierenden angehalten, ein Studium mit Engagement anzugehen.  Einem Missbrauch des Studierendenstatus ist vorzubeugen, indem die Hochschulen nach eingehender Beratung und Hilfestellung der Studierenden und bei fortgesetzter Nichtteilnahme an Lehrveranstaltungen exmatrikulieren können.

Die soziale Situation für Studierende ist nach wie vor schwierig, sie hat sich durch die repressiven BA/MA-Studienordnungen eher verschlechtert. In das neue Gesetz ist neben dem Anspruch auf Studierfähigkeit des Studiums auch der Anspruch auf Nichtdiskriminierung von Teilzeitstudierenden zu verankern. 

d. Berufungsrecht

Auch wenn eine wirklich politische Berufungspraxis auf Grund des Vorschlagsrechtes der Hochschulen schwierig ist, sollte das Berufungsrecht bei der Senatsverwaltung bleiben, dies ist in den HS-Vertragsverhandlungen auch so geregelt worden. Ebenso ist nach Empfehlung der Senatsverwaltung auch die Mitsprache bei Zweckbestimmung und Freigabe neuer Professorenstellen zu verankern. Diese sollte im Kuratorium verhandelt werden.

